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beginnt die deutsche Regierung, die harte Austeritätspolitik 
an dieser und jener Stelle symbolträchtig zu lockern, wenn es 
um Investitionsprogramme oder die Aufgaben der Europäi‑
schen Zentralbank (EZB) oder Maßnahmen gegen die euro‑
päische Jugendarbeitslosigkeit geht. Die Botschaft ist klar: 
Vom grundsätzlichen Kurs wird nicht abgewichen, aber gele‑
gentlich «nachgesteuert». 

Was von deutscher Seite den europäischen Nachbarn vor‑
geworfen wird, wirkt auch nach innen. Wird dort die Krise 
als Ausdruck mangelnder Anpassungsbereitschaft an die 
Sachzwänge der Globalisierung, fehlender Wettbewerbsfä‑
higkeit und überbordenden Anspruchsdenkens bearbeitet, 
so gelten nach innen ebenfalls individuelles Fehlverhalten, 
mangelnde Leistungsbereitschaft und fehlende Eigenver‑
antwortung als Ursachen für eine Position am unteren Ende 
der sozialen Hierarchie. 

Millionenfache Lohneinkommen unterhalb der Armuts‑
grenze und fehlende soziale Aufstiegsperspektiven werden 
als Ergebnis von individuellem Versagen auf den (Arbeits‑)
Märkten begriffen. Das ist die mentale Konsequenz der neo‑
liberalen Wende seit den 1980er Jahren, des Abbaus sozialer 
Rechtsansprüche, der Umstellung auf private Vorsorge und 
des Aufbaus fürsorgerischer Strukturen. Das Austrocknen 
des Sozialstaates, insbesondere auf dem Feld von Arbeit und 
Beschäftigung, hat zu Resignation und vor allem in den un‑
teren sozialen Schichten zu sinkender Wahlbeteiligung ge‑
führt. «Die politische Resignation der Unterschichten schützt 
den Kapitalismus vor der Demokratie und stabilisiert die neo‑
liberale Wende, auf die sie zurückgeht.»1 
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Regieren bis zum Sommer und dann einen kurzen Wahlkampf führen – die Wahlstrategie der Union ist bislang aufgegangen. 
Gut zwei Monate vor der Bundestagswahl am 22. September kann von Wahlkampfstimmung, geschweige denn Wechsel-
stimmung im Lande keine Rede sein. Der Wunsch nach einem Regierungswechsel ist deutlich schwächer als vor den Wahlen 
2005 und 2009. Allein: Die bestehende Regierungskoalition aus CDU und FDP ist nicht die Wunschkoalition der Bevölkerung. 
Schwarz-Gelb rangiert vielfach hinter Rot-Grün, vor allem aber hinter Schwarz-Rot. Viele wollen zurück zur Großen Koalition 
aus CDU und SPD. Ursächlich hierfür ist die Schwäche der FDP, deren Wiedereinzug in den Bundestag wegen ihrer offen kli-
entelistischen Politik und ihres demonstrativen Festhaltens an neoliberalen Glaubenssätzen nicht gesichert ist.

Cornelia Hildebrandt/Horst Kahrs/Harald Pätzolt

Nach acht Jahren Merkel:  
No trouble?
Zur politischen Stimmungslage in Deutschland  
im Sommer vor der Bundestagswahl

Deutschland erscheint in den aktuellen ökonomischen und 
politischen Turbulenzen ebenso stabil wie lernfähig. Das 
betrifft erstens das politisch-demokratische Institutionen‑
gefüge, den Staat; besonders das Parteiensystem scheint 
hinreichend fluide, um externe wie interne Störungen zu ver‑
arbeiten. Zweitens steht Deutschland wirtschaftlich gut da. 
Dazu tragen nicht nur die hohe Industriequote, sondern auch 
eine flexible Exportorientierung auf europäische und vor al‑
lem nordamerikanische sowie asiatische Märkte bei. 

Um die exportstarken Industriesektoren hat sich ein korpo‑
ratistisches Modell der Krisenpolitik aus transnational agieren‑
den Konzernen und ihren Belegschaften, Verbänden und Ge‑
werkschaften gebildet. Es wird im politischen Feld von einer 
großen Koalition aus CDU/CSU, SPD und Grünen getragen 
und fußt auf der Krisenpolitik der Jahre 2008/2009. Damals 
wurde unter den Stichworten «Abwrackprämie» und «Kurzar‑
beit» eine neue Form der Sozialpartnerschaft begründet, die 
die deutsche Volkswirtschaft seitdem erfolgreich durch die 
nun fast sechs Jahre andauernde europäische Krise steuerte.

Die Ahnung, dass es nicht gut gehen kann, wenn eine Wirt‑
schaft über Jahre hinweg schrumpft, statt zu wachsen, um 
die Schulden weiter bedienen zu können, dass eine Jugend‑
arbeitslosigkeit von 25, ja über 50 Prozent keine Basis für eine 
soziale Stabilisierung bildet und dass die privilegierte Situation 
Deutschlands und damit die eigene fragil ist, lässt unterschied‑
liche soziale Klassen und Schichten zu einer «erweiterten Mit‑
te» als Schutzgemeinschaft in der Krise zusammenrücken. 

Die Sicherung der eigenen vorteilhaften Situation verlangt 
zugleich Lern- und Anpassungsfähigkeit der Krisenpolitik. So 
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Der «groSSe Block an der Macht»  
ohne groSSes Thema
Die Rechtsansprüche der Immobilien-, Aktien-, Kapital- und 
Vermögensbesitzer auf Verzinsung ihres Kapitals und die Be‑
dienung ihrer Staatsschuldtitel haben sich über mehrere De‑
kaden hinweg gegen die sozialstaatlichen Rechtsansprüche 
durchgesetzt. Austeritätspolitik und Exportorientierung ver‑
knüpfen dies mit den Interessen der industriellen Kernbeleg‑
schaften. Nicht zuletzt seit dem Ausbau der privaten Alters‑
vorsorge sehen sich diese auch als (zukünftige) Bezieher von 
Vermögenseinkommen, die in ihren Haushalten vielfach die 
Interessen von Lohn-, Transfer- und Vermögensbeziehern 
ausbalancieren müssen. Zugleich stärken der Rückzug und 
die Verdrängung der subalternen Klassen aus der politischen 
Partizipation den gesellschaftspolitischen Schulterschluss 
zwischen Mittel- und Oberschicht. «Die Bürger haben auch 
den Eindruck, dass das Land bisher gut durch die Krise in 
der Eurozone gesteuert wurde. Die Kritik ist in vielen Politik‑
feldern zurückgegangen; […]. Diese Legislaturperiode wur‑
de vor allem von zwei Entwicklungen geprägt, die in ihrer 
Parallelität bemerkenswert sind: dem Aufschwung auf dem 
Arbeitsmarkt und der robusten deutschen Konjunktur einer‑
seits und andererseits der Krise in der Eurozone.»2 Zwar sei 
über die Maßnahmen zur Bekämpfung der Krise gestritten 
worden, jedoch nicht im Sinne einer grundsätzlichen Rich‑
tungsdebatte zweier Lager, sondern um «Differenzen im 
Detail».3 Der großkoalitionäre Block in der deutschen Politik 
steht nicht zur Disposition; eine politische Konstellation für 
einen grundlegenden politischen Richtungswechsel steht 
nach den Bekundungen von SPD und Grünen nicht zur Wahl.

Das Fehlen großer Streitthemen im Wahlkampf macht die 
Parteien «nervös und gleichzeitig ratlos, wie sie die Wähler für 
sich gewinnen können».4 Denn die Motive für eine Wahlent‑
scheidung werden in einer politischen Stimmungslage oh‑
ne große, polarisierende Themen unberechenbar. Laut ZDF-
Politbarometer gibt es in diesem Jahr zwar eine Reihe von 
«wichtigen Problemen», die die Menschen bewegen, aber 
kein Problem mehr, das von mehr als einem Drittel der Be‑
fragten in der Kategorie «wichtiges Problem» angeführt wird.5 

Die fehlende Polarisierung im Wahlkampf geht auch auf die 
abnehmende ideologische Parteibindung und die schrump‑
fenden Stammwählerschaften zurück. Gleichzeitig wächst die 
Zahl von themenbezogenen Protestbewegungen mit hohem 
technologischem Sachverstand, wie das Beispiel des Protests 
gegen «Stuttgart 21» zeigt. Auch diese Entwicklung macht 
das Wahlverhalten immer weniger kalkulierbar und damit 
Wahlstrategien unsicherer. Andererseits: Gefragt, um welche 
Probleme sich «die Politik» vor allem kümmern müsste, gibt es 
noch die großen Themen, die die Bevölkerung beschäftigen: 
die Zukunft des Euro, die Energiewende, die Staatsfinanzen, 
die Löhne und die wachsende Ungleichheit.6 Da sie von den 
großen Parteien nicht als zentrale Wahlkampfthemen aufge‑
rufen werden, bleibt die Wahl bis zum Schluss spannend, weil 
bereits kleine oder aber plötzliche Ereignisse eine große Wir‑
kung auf das Wahlverhalten ausüben können.

Krise des politischen Systems
Das Fehlen der großen Themen im Wahlkampf lässt sich als 
Ausdruck der Krise des politischen Systems begreifen. Die 
etablierten politischen Parteien sind nicht mehr in der Lage, 
der Gesellschaft konsistente, mehrheitsfähige Programme 
und Krisenlösungsstrategien anzubieten und gesellschaftli‑
che Mehrheiten für sie zu schaffen. «Seit der anhaltenden Kri‑

se sind die politisch-ideologischen Imperative eines rigiden 
Neoliberalismus innerparteilich, aber auch in Wahlen nicht 
mehr mehrheitsfähig; die Regierungsarbeit hat eine weitere 
Distanzierung von der radikalen Ausrichtung auf Marktsteu‑
erung gebracht. Im Prinzip führt dieser Prozess der ‹Sozialde‑
mokratisierung› auch dazu, dass die Konturen und das Profil 
der Parteien der europäischen Sozialdemokratie und der lin‑
ken Seite des politischen Spektrums immer blasser werden.»7 

An die Stelle der abnehmenden Bindekraft der Marktideo‑
logie ist aber (noch) kein neues politisches Projekt oder ei‑
ne «starke Bewegung der subalternen Klassen» getreten, die 
eine alternative Strategie in der Krise durchsetzen könnte, 
sodass «gesellschaftspolitisch angeleitete Gestaltung mehr 
und mehr in technokratische Verwaltung des Gegebenen 
umschlägt. […] Regieren durch Schweigen heißt das hierzu‑
lande. Parallel zur Entmachtung der Parteien und der inner‑
parteilichen Rivalen kann auch von einer Zunahme der All‑
parteienbeschlüsse gesprochen werden.»8

Die Stärke der Bundeskanzlerin gründet nicht auf dem Pro‑
gramm der Union, sondern auf dem geschickten Einsatz der 
Macht und ihrer Rolle der Kapitänin, die die «MS Deutsch‑
land» durch gefährliche Gewässer steuert. Es ist die Krise, 
die ihre Partei und damit ihre Macht zusammenhält. Die Pro‑
bleme, dabei aber auch die herrschenden Klassen zusam‑
menzuhalten, sind unübersehbar:

Erstens haben die fehlende Aussicht auf ein gutes Ende der 
anhaltenden Krise und eine Krisenpolitik, die Gewinne und 
Verluste sichtbar ungleich verteilt, zu einer Renaissance der 
Thematisierung von Ungleichheit geführt. Werden moralisch 
und kulturell in einer Gesellschaft verankerte Maßverhältnis‑
se bei der Verteilung von Ressourcen, Lebenschancen, Par‑
tizipationsmöglichkeiten und Sicherheiten verlassen, gefähr‑
det das die Ordnung: Es ist etwas faul im Staate Deutschland. 
Um diese Fragen, die in der Öffentlichkeit allgemein als Prob‑
leme der Gerechtigkeit und der Sicherheit diskutiert werden, 
kann es bei dieser Bundestagswahl gehen. 

Anlässlich des EZB-Berichts über die ungleiche Vermö‑
gensverteilung in Deutschland und Europa heißt es war‑
nend: «Vor allem den Parteien, die sich ‹bürgerlich› nennen, 
sollte die Vermögensverteilung in Deutschland zu denken 
geben. [...] Ist es wirklich richtig, den vermeintlich ‹anstren‑
gungslosen Wohlstand› von Hartz-IV-Empfängern zu bekla‑
gen und vom wirklich anstrengungslosen Wohlstand reicher 
Immobilienbesitzer zu schweigen? Wichtiger ist, was die 
Bürger in der Mitte der Gesellschaft mit der neuen Erkennt‑
nis anfangen. Die Ungleichheit in Deutschland ist Folge ei‑
ner Vielzahl von politischen Entscheidungen – und kaum ei‑
ne davon wäre ohne ihr Einverständnis möglich gewesen.»9

Zweitens haben sich innerhalb der Eliten und der Wirt‑
schaft Interessenkonflikte bislang unbekannten Ausmaßes 
entwickelt. Dachverbände der Branchen berichten von zu‑
nehmenden Schwierigkeiten, gemeinsame Interessen ge‑
genüber der Politik zu aggregieren; die Politik wiederum ver‑
ständigt sich mit den großen transnationalen Playern auch 
gern ohne Rücksprache mit den Verbänden. Aus dem gro‑
ßen, für Deutschland immer existenziellen Bereich der klei‑
nen und mittleren Unternehmen gibt es abwehrende Reakti‑
onen auf die «Planwirtschaft», also den Komplex der großen 
Industrie und Dienstleister mit der Ministerialbürokratie, dem 
Staat. Der Konflikt zwischen dem Öffentlichen (desolate Inf‑
rastruktur, Bildungssektor, Wohnen usw.) und der Wirtschaft 
sowie zwischen dem Öffentlichen und der Gesellschaft be‑
ziehungsweise Bevölkerung wird größer. Und es gibt einen li‑
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bertären Widerstand aus der Mitte der Gesellschaft gegen die 
eingeschliffene Koalition von Bürokratie, Staatsmacht und 
Expertenkulturen, wie sie sich in Kommissionen, Anhörun‑
gen, Beraterverträgen, Gutachten und so weiter manifestiert.

Drittens schließlich sieht sich die regierende Partei selbst 
schwierigen Anpassungsprozessen gegenüber, die zuwei‑
len als jähe Wendungen vollzogen werden. Der Ausstieg 
aus dem Ausstieg aus der Atomenergieproduktion, die Ab‑
schaffung der Wehrpflicht, später noch die Einführung von 
Homo-Ehe, Frauenquote, Mindestlöhnen, Mietpreisbin‑
dung – lauter Bastionen des traditionellen wertegebunde‑
nen Konservatismus in Deutschland wurden innerhalb einer 
Legislaturperiode von der Kanzlerin geräumt, die Verwerfun‑
gen in der Union sind groß, aber bislang weitgehend sprach‑
los. Es handelt sich um notwendige Anpassungsprozesse 
der Union an den Wandel gesellschaftlicher Einstellungen, 
etwa in der Familien- und Gleichstellungspolitik. 

Der Wechsel in der Familien- und Gleichstellungspolitik 
hat für die Union eine ähnliche Qualität wie für die SPD die 
Kehrtwende in der Arbeitsmarktpolitik 2003. Angela Merkel 
erweist sich dabei als machtpolitisch gewiefte Managerin, 
die Gerhard Schröder an Anpassungsfähigkeit weit über‑
legen ist, nicht zuletzt dank ihres sehr pragmatischen Ver‑
hältnisses zur Macht. Die dabei im Unionslager entstehen‑
den Reibungsverluste sind, vor allem für den Tag nach dem 
Wahltag, nicht zu unterschätzen. Zwar eint das «bürgerliche 
Lager» die Ablehnung der Steuererhöhungspläne der Oppo‑
sitionsparteien. Die geplante Ausweitung der «Mütterrente» 
wird von der Bundesvereinigung der Arbeitgeberverbände 
hingegen als «beschäftigungsfeindliche Politik» und «verant‑
wortungslose Rentenpläne» hart gegeißelt.10

Hohe Stabilität des Systems
Bei allen Verwerfungen im politischen Feld gibt es ein ho‑
hes Vertrauen in die Staatsform selbst. Die Frage: «Glauben 
Sie, die Demokratie, die wir in der Bundesrepublik haben, ist 
die beste Staatsform, oder gibt es eine andere Staatsform, 
die besser ist?», bejahten Ende der 1960er Jahre 74 Pro‑
zent der Befragten in Westdeutschland. Danach schwank‑
te die Zustimmung zwischen 70 und 80 Prozent. Die nied‑
rigste Zustimmung gab es 2008 mit 62 Prozent, 2013 lag sie 
wieder bei 75 Prozent in Gesamtdeutschland.11 Gleichzeitig 
ist erkennbar, dass neue Parteien zwar erfolgreich die poli‑
tische Bühne betreten können, auch zu Mandaten in einzel‑
nen Bundesländern kommen, bei der Bundestagswahl aber 
nur geringe Chancen haben, neue Themen oder alte Themen 
neu zu parlamentarischer Geltung zu bringen.

Betrachtet man die Konfliktlinien, die die Entwicklung des 
deutschen Parteiensystems bestimmen, ist anzunehmen, 
dass neben dem Konflikt «sozialstaatliche Umverteilung ver‑
sus Marktfreiheit» der Konflikt zwischen libertären und auto‑
ritären Politikkonzepten und Stilen weiter an Bedeutung ge‑
winnen wird. Entlang dieser Achse haben kleinere Parteien 
unter anderem die Aufgabe, Konflikte zuzuspitzen, kulturel‑
le und ideologische Orientierungen sowie Verhaltensmuster 
zu verkörpern und ihnen einen kohärenten und organisier‑
ten Ausdruck zu verleihen. Aus dieser Funktion speist sich 
zum Beispiel auch die Stärke der Grünen, die nicht an Um‑
fragewerte gebunden ist. Auch die Neugründung der Partei 
«Alternative für Deutschland» und die Erfolge der Piraten er‑
füllen diese Aufgabe, selbst wenn es mit der Parteiförmig‑
keit bei den Piraten große Probleme gibt. Anders die LINKE, 
die den Konflikt «Arm – Reich» repräsentiert, der jedoch an‑

gesichts der Stärke des deutschen Wohlfahrtsstaates noch 
kein wachsendes Gewicht besitzt.

Ein Blick auf die machtpolitischen Optionen des Partei‑
ensystems zeigt, dass die Fortführung der bisherigen Koa‑
lition unter Kanzlerin Merkel als autoritär-marktorientiert 
einzuschätzen ist. Das hieße wirtschaftspolitisch planwirt‑
schaftliches, vom Politikstil her präsidentielles Regieren. Eine 
große Koalition unter Merkel würde an beiden Komponen‑
ten wenig ändern, es käme nur eine stärker sozialstaatliche 
Komponente hinzu. Rot-Grün wäre eine etwas andere Opti‑
on, der Politikstil wäre sicher libertärer, die sozialstaatliche 
Komponente kräftiger und wirtschaftspolitisch würde mögli‑
cherweise das planwirtschaftliche Moment mit anderen pro‑
duktivkraftseitigen Entwicklungen (Verkehr, Landwirtschaft, 
Kommunikation, Lebensmittel und Bekleidung, Energiewen‑
de usw.) verbunden.

Zur Stellung Deutschlands  
als globaler Akteur (in den Wahl­
programmen der Parteien)
CDU/CSU und FDP verstehen sich als die Vertreter der Inter‑
essen Deutschlands. Deutschland geht es gut in Europa, ist 
Vorbild für Europa, Stabilitätsanker sowie Wachstumsmotor. 
Als Garant dieser Entwicklung sieht sich die CDU. Deutsch‑
lands starke Wirtschaft als Grundlage des «Wohlstands für 
alle durch Chancen auf Erfolg und Aufstieg für jeden» zu 
erhalten ist das Projekt von CDU/CSU, zu sichern über die 
wettbewerbsfähige Chancengesellschaft. Dieser Ansatz 
verbunden mit «keine Leistung ohne Gegenleistung», nicht 
in Deutschland und nicht in Europa, durchzieht die gesam‑
te Politik von CDU/CSU und FDP und spiegelt sich in ihren 
Wahlprogrammen. 

Gleichzeitig werden Vorhaben benannt, die einerseits auf 
die zunehmend divergierenden Interessen großer Wähler‑
gruppen von CDU/CSU und andererseits auf die sich verstär‑
kenden Diskurse über vertiefende soziale Spaltungen und ver‑
festigte Armut reagieren. Dazu gehören: Vollbeschäftigung 
und Mindestlohn, die Einführung eines Familiensplittings, die 
«Mütterrente» und die Forderung nach bezahlbaren Wohnun‑
gen. Alle diese Forderungen unter Finanzvorbehalt beschrei‑
ben Anpassungsprozesse, die darauf zielen, die eigenen Wäh‑
lerinnen und Wähler zu motivieren und die Wählergruppen 
von SPD und Grünen zur Wahlenthaltung zu veranlassen. 

Entscheidend bleibt der «Pakt für Wettbewerbsfähigkeit», 
in dem die Nationalstaaten sich mit der Europäischen Kom‑
mission auf konkrete Maßnahmen verständigen vor dem 
Hintergrund einer neu zu schaffenden nordatlantischen Frei‑
handelszone zwischen Europa und den USA – dem welt‑
weit größten Wirtschaftsraum. Die sich verändernde öko‑
nomische Stellung Deutschlands innerhalb der EU und im 
globalen Wettbewerb verbinden CDU/CSU mit der Notwen‑
digkeit neuer Absatzmärkte, die «nicht länger nur vor unse‑
rer Haustür, sondern in den aufstrebenden Ländern Asiens 
und Lateinamerikas, in Afrika und der arabischen Welt»,12 
also zunehmend außerhalb Europas, liegen. Ähnlich positi‑
oniert sich die FDP, die deutsche Exportchancen durch die 
Erschließung «neuer aufstrebender Märkte erhöhen»13 will. 

Auch die SPD bezieht sich auf die besondere Rolle und in‑
ternationale Verantwortung Deutschlands und steht hinter 
dem angestrebten Freihandelsabkommen. Allerdings müs‑
se Deutschland, um international bestehen zu können, den 
Industriestandort Deutschland durch die Erneuerung der 
klassischen Industrien und die Erschließung neuer Leitmärk‑



te wie Mobilität, Gesundheit, Energie und Infrastruktur absi‑
chern. «Dort, wo die deutsche Industrie ihre Stärken hat, gilt 
es, den Vorsprung gegenüber der internationalen Konkur‑
renz zu halten.»14 Die Grünen verbinden internationale Wett‑
bewerbsfähigkeit mit dem Umstieg auf ressourcenleichtes 
Wirtschaften, auf geschlossene Stoffkreisläufe und auf fai‑
re und vergleichbare Bedingungen, sodass auch kleine und 
mittlere Unternehmen im Wettbewerb bestehen können. 
«Nachhaltigkeit muss zur Basis europäischer Wettbewerbs‑
fähigkeit werden.»15 Auch sie stellen das geplante Freihan‑
delsabkommen nicht infrage, bestehen jedoch auf ein Mit‑
spracherecht des Bundestags bei den Verhandlungen. 

DIE LINKE erwartet von der Freihandelszone «keine posi‑
tive Entwicklung». Sie befürchtet unter anderem die unbe‑
schränkte Einfuhr gentechnisch behandelter Produkte, eine 
verschärfte Konkurrenz zwischen den Großunternehmen in 
den USA und in Deutschland zulasten wirtschaftlich schwa‑
cher EU-Länder und dass die Daseinsvorsorge zum Gegen‑
stand ungeregelter Weltmärkte wird. Der LINKEN geht es um 
eine andere Wirtschaftslogik, in der die Menschen mehr zäh‑
len als die Banken, und um eine soziale Alternative zu einem 
finanzmarktgetriebenen Kapitalismus. Diese Ziele verbindet 
sie mit der Forderung nach einer Neugründung Europas. Aus 
diesem Grund lehnt sie auch – als einzige Partei im Bundes‑
tag – den Stabilitäts- und Fiskalpakt für Europa sowie die für 
alle politischen Ebenen beschlossene Schuldenbremse ab, 
die für CDU/CSU, FDP, SPD und Grüne eine als notwendig 
anerkannte Voraussetzung für politisches Handeln darstellt. 

Ein Block gegen Merkel?
Die SPD hat derzeit eine rot-rot-grüne Koalition definitiv aus‑
geschlossen. Dennoch gibt es zwischen SPD, Grünen und 
LINKEN eine Reihe gleichlautender oder ähnlicher Forderun‑
gen, die unterschiedlich gewichtet, konkretisiert oder von der 
LINKEN radikaler formuliert werden. Dies erzeugt einen Wi‑
derspruch: Die SPD und die Grünen haben sich zwar in unter‑
schiedlichem Maße von der «Agenda 2010» und ihren neo‑
liberalen Prämissen abgewandt, haben daraus aber in ihrer 
tatsächlichen Politik während der Eurokrise keine praktischen 
Schlussfolgerungen gezogen. Trotzdem erscheint die LIN‑
KE weiterhin als nicht koalitionsfähig. Auch wenn sie im letz‑
ten Jahr durch eine neue Führung ihre Handlungsfähigkeit 
wieder hergestellt hat, bleibt das Problem: Es gibt in der Ge‑
sellschaft keine überzeugte Mehrheiten für einen Richtungs‑
wechsel. Für die Zukunft aber kann die programmatische An‑
näherung von SPD, Grünen und der LINKEN durchaus Folgen 
haben. Ihre Positionen seien deshalb kurz betrachtet.

Alle drei Parteien fordern die Ergänzung der EU durch ei‑
ne Sozialunion, die Kontrolle und den Umbau des Banken‑
sektors, eine europäische Ratingagentur, eine Finanztrans‑
aktionssteuer (DIE LINKE: 0,1 Prozent) und Eurobonds. 
Während die Grünen eine soziale Fortschrittsklausel im EU-
Primärrecht verankern wollen, setzt DIE LINKE auf die Defi‑
nition und Umsetzung europäischer Sozialkorridore zur An‑
gleichung der Lebensstandards. 

Die von den Grünen formulierten Ziele: «Statt entfessel‑
tem Kapitalismus eine Regulierung der Finanzmärkte», statt 
Wachstum «echte Lebensqualität», sind Ziele, die auch von 
Sozialdemokraten und der LINKEN mitgetragen werden kön‑
nen. Das gilt auch für die Forderung nach flächendecken‑
dem gesetzlichen Mindestlohn (SPD und Grüne: 8,50 Euro, 
LINKE: 10 Euro, bis 2017: 12 Euro), allgemein verbindliche 
Tarifverträge, Maßnahmen gegen Lohndumping bei Leihar‑

beit und Werkverträgen, Bürgerversicherung, nachhaltiges 
Wirtschaften, die Fortsetzung der Energiewende, bezahlba‑
ren Strom und bezahlbare Wohnungen durch Mietobergren‑
zen. Anders als SPD und Grüne fordert DIE LINKE allerdings 
die Abschaffung von Hartz IV. Tendenzielle Einigkeit besteht 
hingegen bei der Erhöhung des Spitzensteuersatzes (DIE 
LINKE auf 53 Prozent, SPD und Grüne auf 49 Prozent). Die 
LINKE will das Renteneintrittsalter mit 67 Jahren abschaffen, 
die SPD aussetzen, die Grünen schrittweise einführen. SPD 
und Grüne fordern eine Mindestrente von 850 Euro, die LIN‑
KE in Höhe von 1.050 Euro. 

Die größten Unterschiede zwischen der LINKEN und al‑
len anderen im Bundestag vertretenen Parteien bestehen auf 
dem Feld der Europa- und Außenpolitik. So tritt die LINKE 
nicht für das Ende des Euro ein, sieht dessen Fortexistenz je‑
doch an die Bedingung gebunden, den Kurs der Austerität zu 
beenden. Sie lehnt den Fiskalpakt und die Memoranden der 
Troika ab. Auch spricht sich DIE LINKE gegen Kampfeinsätze 
der Bundeswehr, ihren Umbau zur Einsatzarmee und gegen 
eine europäische Rüstungsagentur aus. Sie lehnt eine Betei‑
ligung an einer Regierung, die Kriege führt und Kampfeinsät‑
ze der Bundeswehr im Ausland zulässt, ab.

Der Verlauf der europäischen Krise ist offen. Die relative 
Stabilität kann schnell zusammenbrechen. Ob daraus eine 
wirkliche Abkehr von der neoliberalen Politik werden kann, 
ist auch mit Blick auf den laufenden Wahlkampf fraglich. 
Solange wie möglich wird versucht werden, den Krisenkor‑
poratismus fortzusetzen. Dafür sprechen die Mehrheiten in 
den Eliten wie die Stimmungen in der Bevölkerung. Dage‑
gen sprechen vor allem die reale Vertiefung der Krisenursa‑
chen durch die Verschärfung des Wettbewerbs und die Fort‑
setzung der Austeritätspolitik. Die Linken in der Gesellschaft 
müssen sich auf diese schwierige Situation einstellen.

Cornelia Hildebrandt und Horst Kahrs arbeiten im Institut  

für Gesellschaftsanalyse der Rosa-Luxemburg-Stiftung,  

Harald Pätzolt beim Parteivorstand DIE LINKE.
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